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Landtagswahl 2022

Im Jahr 2019 hatten nach Zahlen des Mik-
rozensus 21,2 Millionen Menschen, d.h. 
26 Prozent der Bevölkerung, in Deutsch-
land einen Migrationshintergrund. In 
Schleswig-Holstein sind 9,4 Prozent der 
Bevölkerung nichtdeutscher Staatsange-
hörigkeit, 17,2 Prozent haben einen Mig-
rationshintergrund. 

Über 82 Millionen Menschen befinden 
sich nicht selten von durch Kolonialismus, 
Globalisierung und westliche Interessen-
durchsetzungspolitik verursachte politi-
sche Verfolgung und Kriegsgewalt welt-
weit auf der Flucht. 86 Prozent der welt-
weit Schutzsuchenden finden in den 
Anrainerstaaten der Herkunftsländer 
oder in Drittstaaten im Trikont Aufnahme 
– aktuell z.B. 3,7 Mio. in der Türkei, 1,7 
Mio. in Kolumbien und jeweils 1,4 Mio 
in Pakistan und Uganda. Nach Berech-
nungen der Weltbank werden bis 2050 
wegen der durch Industrie- und Schwel-
lenländer verursachten Klimafolgen noch 
einmal ca. 200 Millionen Umweltflücht-
linge dazu kommen. 

Flüchtlingsaufnahmen
Von zuletzt 190.000 in Deutschland Asyl-
antragstellenden wird nur denen aus 
Syrien, Eritrea und Sudan wegen der 
Schutzquote von über 50 Prozent eine 

gute Bleibeperspektive und damit auch 
die frühe Sprachförderung und Zugang 
zu anderen Integrationsförderangebo-
ten zugestanden. Warum Geflüchte-
ten z.B. aus Afghanistan, Äthiopien, dem 
Jemen, Libyen keine über 50-Prozen-
tige Anerkennungsquote und mithin keine 
gute Bleibeperspektive zugesprochen 
wird, bleibt unverständlich. Die Anwen-
dung der EU-Massenzustromrichtlinie 
bei den aus dem Krieg in der Ukraine 
hierher Geflüchteten zeigt, dass es auch 
anders geht. Ukrainische Geflüchtete 
können sich niederlassen, wo sie wollen 
und bekommen eine Aufenthaltserlaubnis, 
Sprachkurs- und Arbeitmarktzungang von 
Anfang an. 

Am 19. Tag des Krieges wurden bis 
dahin 160.000 Geflüchtete aus der Ukra-
ine in Deutschland gezählt. Im Schatten 
der großzügigen Aufnahmepolitik gegen-
über Geflüchteten aus der Ukraine setzen 
sich allerdings bei Einreiseversuchen von 
Geflüchteten aus Drittstaaten an den 
Grenzen der EU – z.B. in Kroatien, Grie-
chenland oder den spanischen Enkla-
ven Ceuta & Melilla und nicht zuletzt im 
Mittelmeer – opferreiche und regelmä-
ßig rechtswidrige Push Backs fort. Wer es 
von dort trotzdem hierher schafft, wird 
zunächst kaserniert, dabei sozial isoliert, 
beim Zugang zu Bildung und Beschäfti-
gung und bei der gesellschaftlichen Teil-
habe rechtlich und administrativ benach-
teiligt. 

Die bis dato bundesweit und in Schles-
wig-Holstein um Schutz Nachsuchenden 
sind zu fast 50 Prozent weiblich. Dieser 
Anteil wird sich durch die geflüchteten 
Frauen und Kinder aus der Ukraine noch 
vergrößern. Der Anteil der Frauen, die im 
Fluchtherkunftsland und auf den Flucht-
wegen erhebliche, regelmäßig auch sexu-
alisierte Gewalt erfahren haben, liegt nach 
Schätzungen von Fachdiensten und Wis-
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senschaft bei 60 Prozent. Das bundes-
deutsche Asylregime weist dieser Ziel-
gruppe gegenüber allerdings noch immer 
Schutz- und Versorgungsdefizite auf.

Aufenthaltsbeendigungen
Eine normierte ordnungspolitische Fan-
tasie nimmt pauschal an, dass es in ver-
meintlich sicheren Herkunftsländern 
und Drittstaaten keine Verfolgung oder 
anders gelagerte schutzwürdige Notlagen 
gäbe und die Rückkehr dorthin zumut-
bar sei. Die systematische Diskriminie-
rung, z.B. von Rom*nja und anderen eth-
nische Minderheiten auf dem Balkan, die 
Überlebensnöte von Drittstaatsangehö-
rigen z.B. in Griechenland, Italien, Polen 
oder Ungarn als zumutbar zu klassifizie-
ren, wird inzwischen allerdings auch von 
Obergerichten – leider nicht in Schleswig-
Holstein – infrage gestellt.

Das Verhältnis der staatlich vollzogenen 
Aufenthaltsbeendigungen bewegt sich bei 
62 Prozent „freiwilligen“ Ausreisen, 13 
Prozent Dublin-Rücküberstellungen und 
25 Prozent zwangsweisen Abschiebungen 
in Herkunftsländer oder zur Aufnahme 
bereite Drittstaaten. 

Bundesweit sind ca. 300.000 Personen, 
ca. 12.000 in Schleswig-Holstein, formal 
ausreisepflichtig. Gegen ihre Aufent-
haltsverfestigung wirken i.d.R. die beste-
henden aufenthaltsrechtlichen Hürden 
und der fehlende einwanderungspoliti-
sche Wille. Für die sogenannte „freiwil-
lige Rückkehr“ und die zwangsweise Auf-
enthaltsbeendigung werden von Bund und 
Land erhebliche Mittel aufgewendet. 

Schleswig-Holstein kooperiert seit August 
2021 mit den Bundesländern Hamburg 
und Mecklenburg-Vorpommern beim 
Betrieb des jährlich bis zu 18 Mio. Euro 
teuren Abschiebungsgefängnisses mit 60 
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Haftplätzen in Glückstadt. Der Europäi-
sche Gerichtshof hat am 10. März 2022 
(AZ: C-519/20) eingefordert, dass eine 
Abschiebungshafteinrichtung „nicht einer 
Inhaftierung in einer Gefängnisumgebung 
gleichkommt“. Ob die Hochsicherheits-
infrastruktur des Glückstädter Gefängnis-
ses diesem Anspruch gerecht wird, darf 
bezweifelt werden. 

Einwanderungsbedarfe
Gleichzeitig besteht in Deutschland laut 
Bundesagentur für Arbeit ein Bedarf von 
jährlich 400.000 in den Arbeitsmarkt Ein-
wandernden. 2035 werden ohne eine for-
cierte Einwanderung und systematische 
Arbeitsmarktintegration der nichtdeut-
schen Inländer 180.000 Beschäftigte auf 
dem schleswig-holsteinischen Arbeits-
markt fehlen. Das Institut für Arbeits-
marktforschung (IAB) erklärt, dass im 
Bundesland schon bis 2025 die Zahl der 
Erwerbspersonen um rund 70.000 (-9,5 
Prozent) zurückgehen wird, bis 2050 
sogar um bis zu 30 Prozent.

Dass also der Staat weiterhin viel Geld 
und exekutive Potenz für die Aufenthalts-
beendigung hier i.d.R. gut sozial vernetzt 
lebender Menschen ausgibt, anstatt es in 
ihre sprachliche, Bildungs- und arbeits-
marktliche Förderung zu investieren, ist 
humanitär und auch volkswirtschaftlich 
fragwürdig.

Doch etwa 20 Prozent der autochthonen 
Bevölkerung in Deutschland sind getra-
gen von rechtsextremistischen und ras-
sistischen Überzeugungen. Tatbestände 
richten sich mit regelmäßiger Hass- und 
Angriffskriminalität gegen Migrant*innen, 
vermeintlich Nichtdeutsche sowie reli-
giöse und andere Minderheiten. Der 
Lebensalltag von People of Color ist 
gekennzeichnet durch alltägliche Diskri-
minierungen und strukturelle Ausgren-
zungen. 

Diskriminierung
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
konstatiert 2020 eine Zunahme der Bera-
tungsanfragen ethnisch diskriminierter 
Personen, darunter zahlreiche Geflüch-
tete, um 10 Prozent. Die bundesdeut-
sche Rechtsumsetzung der Anforderun-
gen aus der EU-Antidiskriminierungsricht-
linie im Zuge des Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetzes (AGG) war von Beginn 
an defizitär. Danach sind normierte und 
strukturelle Diskriminierungen öffentli-
cher Stellen ebenso wie die diskriminie-

rende Beschäftigungspraxis in der Wirt-
schaft, insbesondere der Tendenzbetriebe, 
nicht justiziabel. Fachverbände fordern 
schon lange eine Modernisierung des AGG. 

Die zivilgesellschaftliche Antidiskriminie-
rungsarbeit wird allerdings in SH durch 
das Land nicht gefördert. Eine Regelung 
für ein Verbandsklagerecht, die instituti-
onelle Förderung behördenunabhängigen 
Beistands und Beratung sowie ein Landes-
antidiskriminierungsgesetz fehlen. 

Visionen
Die Landesregierung wird niemanden in 
aufenthaltsrechtlich und sozial noch so 
prekärer Lage die zustehende Rechts-
dienstleistung verweigern. Sie wird lan-
desweit zugängliche 
Rechtsberatungsange-
bote für Geflüchtete in 
behördenunabhängiger 
Trägerschaft fördern.

Die Landesregierung 
wird zivilgesellschaftli-
che Angebote zur Ver-
besserung des Schut-
zes von weiblichen 
Asylsuchenden und 
unbegleiteten minder-
jährigen Kindern in 
zentraler wie dezentraler Unterbringung 
fördern.

Die Landesregierung wird den Paradig-
menwechsel weg von einer auf Aufent-
haltsbeendigung angelegten Politik vollzie-
hen. Sie wird die Politik und das Verwal-
tungshandeln stattdessen auf eine syste-
matisch nachhaltige Integration der noch 
Aufenthaltsungesicherten ausrichten. 

Die Landesunterkunft für Ausreisepflich-
tige (LukA) und das Abschiebungsgefäng-
nis Glückstadt werden ersatzlos geschlos-
sen. Auf die Inanspruchnahme von 
Abschiebungshaft oder Abschiebungsge-
wahrsam qua Amtshilfe in anderen Bun-
desländern wird verzichtet. 

Die Landesregierung wird gegenüber 
dem Bund mit einer Gesetzesinitiative 
zur Streichung des grundrechtswidrigen 
Asylbewerberleistungsgesetzes vorstellig 
werden. Bis dahin wird auf die Förderung 
der Ausreisebereitschaft im Zuge des aus-
länderamtlichen Verwaltungshandelns 
mithilfe von verfassungswidrigen Kürzun-
gen oder Streichungen des Existenzmini-
mums vollständig verzichtet. 

Die Landesregierung wird durch regelmä-
ßige eigenständige Aufnahmeprogramme 

von relevantem Umfang, auch mit Blick 
auf die an Europas Rändern Gestrande-
ten, initiativ werden.

Die Landesregierung wird Bleibepers-
pektiven garantieren und den Spurwech-
sel für alle ermöglichen! Sie wird für alle 
Geflüchteten – egal woher sie kommen 
– auf Erleichterungen bei der Einwande-
rung, großzügiges Bleiberecht und erleich-
terte Einbürgerungen abstellen. 

Die Landesregierung wird Diskriminie-
rungsschutz normieren! Sie wird mit dem 
Ziel einer diversen Einwanderungsgesell-
schaft Antirassismus, Antidiskriminierung 
und die Förderung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts zur Querschnittaufgabe 
einer guten Regierungs- und Verwaltungs-
praxis erheben. Ein Landesantidiskriminie-

rungsgesetz wird geschaf-
fen und zivilgesellschaft-
liche Beratungs- und 
Unterstützungsangebote 
werden gestärkt.

Die Landesregierung wird 
das ihr mögliche tun, um 
die Solidarität in der Ein-
wanderungsgesellschaft 
zu stärken! Die Landes-
politik wird die Expertise 
der Zivilgesellschaft, ihrer 

Fachdienste, Bürgerinitiativen und Selb-
storganisationen, wertschätzen. Im Zuge 
eines rechtverstandenen einwanderungs-
politischen Subsidiaritätsprinzips sollen 
Selbstorganisationen insbesondere im 
ländlichen Raum gestärkt werden. 

Dass sich auch das parlamentarische 
System in der Einwanderungsgesellschaft 
interkulturell weiterentwickeln muss, 
ist eine zentrale Bedingung für eine par-
tizipative Parteiendemokratie. Die Par-
teien werden am Migrant*innenanteil in 
der Bevölkerung orientierte Quoten bei 
der Besetzung von Personalstellen, Funk-
tionen, Aufstellungen von Kandidat*innen 
und aussichtsreichen Listenplätzen ein-
führen.

Wenn diese Visionen in der 20. Legisla-
turperiode Realpolitik werden, sind wir 
einer Einwanderungsgesellschaft, in der 
ein gemeinsames solidarisches Leben den 
Normalfall bildet, ein gutes Stück näher-
gekommen.  

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. besteht 
seit 1991. Mehr Informationen über die laufende 
Arbeit des Vereins, die landesweit bestehenden 
Netzwerke und unsere politischen Erwartungen gibt 
es im Internet: www.frsh.de 
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